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A. Mündliche Fragen gemäß L der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


1. Abgeordneter 
Pawelczyk 


Welche Kriterien werden für die Einweisung 
von Hauptfeldwebeln der Bundeswehr in die 
Besoldungsgruppe A 9 zugrundegelegt? 


2. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Soldaten- 
Krall laufbahnverordnung dahin gehend zu ändern, 

als sie die Beförderung zum Oberfeldwebel 
mit einer Mindestdienstzeit von sechs bis 
acht Jahren ermöglicht? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


3. Abgeordnete 

Frau Dr. Walz 


4. Abgeordneter 

Dr. Weber 
(Köln) 


5. Abgeordneter 

Dr. Weber 
(Köln) 


6. Abgeordneter 

Schmidt 

(München) 


Wie steht die Bundesregierung zu der Äuße- 
rung des Vorsitzenden der Gewerkschaft für 
Erziehung und Wissenschaft, Frister, die Frage, 
ob Lehrer, Erzieher und Wissenschaftler das 
Streikrecht erhalten sollen sei keine juristi- 
sche, sondern eine Machtfrage? 

Treffen Meldungen im Kölner-Stadt- Anzeiger 
vom 29. Mai 1971 zu, daß die von der deut- 
schen Forschungsgemeinschaft verlangte Er- 
richtung von Instituten für Umwelt-Toxikolo- 
gie und Ökologie nur in geringem Umfang 
verwirklicht wurden, so daß die jetzt gefor- 
derte Forschungs-, Aufklärungs- und Bera- 
tungstätigkeit in Umweltschutzfragen nicht ge- 
währleistet werden kann? 

Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung 
ergreifen, um personelle und sachliche Vor- 
aussetzungen für eine wirksame Tätigkeit in 
Umweltschutzfragen zu schaffen? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Durchfüh- 
rung des am 30. September 1970 vom bayeri- 
schen Landtag beschlossenen Artikels 56 a des 
Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der Leh- 
rer und Assistenten an wissenschaftlichen 
Hochschulen, Kunsthochschulen und Fachhoch- 
schulen (Hochschullehrergesetz — HSchLG) 
entsprechend der ihr am 18. März 1971 durch 
das „28. Gesetz zur Änderung des Grundge- 
setzes" und durch das „Erste Gesetz zur Ver- 
einheitlichung und Neuregelung des Besol- 
dungsrechts in Bund und Ländern (1. Bes 
VNG)" übertragenen Kompetenz zuzulassen? 
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7. Abgeordneter 

Schmidt 

(München) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
für die beamteten Hochschullehrer an Fach- 
hochschulen in Bayern so schnell wie möglich 
eine angemessene Besoldung zu schaffen und 
zu vermeiden, daß wegen der ungeklärten Be- 
solduno dieser Eeamtengruppe die Gewinnung 
qualifizierter Hochschullehrer verhindert wird 
und wegen des Fehlens qualifizierter Hoch- 
schullehrer an den neu gegründeten Fachhoch- 
schulen ein Numerus clausus eingeführt wer- 
den muß? 


8. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 


9. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 


10. Abgeordneter 

Dr, Evers 


11. Abgeordneter 

Dr. Evers 


12. Abgeordnete 

Frau Tübler 


13. Abgeordnete 

Frau Tübler 


Welche Vorstellungen hat die Bundesregie- 
rung zur Überleitung beamteter Hochschul- 
lehrer an Fachhochschulen und ihrer Einstu- 
fung und Besoldung im Gesamthochschulbe- 
reich, und welche Vorschläge will sie dem Bun- 
destag in dieser Hinsicht vorlegen? 


Kann damit gerechnet werden, daß die rund 
190 000 im Ausland lebenden deutschen Staats- 
angehörigen an den Bundestagswahlen 1973 
teilnehmen können, und welche Initiativen 
sind beabsichtigt, das Bundeswahlgesetz dem- 
entsprechend rechtzeitig zu ändern? 


Ist die Bundesregierung bereit, zur Verbesse- 
rung des Umweltschutzes darauf hinzuwirken, 
daß innerhalb des Raffinerieprozesses der 
Schwefel aus dem Heizöl herausgelöst wird? 


Ist die Bundesregierung bereit, wissenschaft- 
lichen Arbeiten nachzugehen, in denen nach- 
gewiesen wird, daß beim Herabsetzen des CO 
(Kohlenmonoxyd)-Gehalts in den Abgasen von 
Verbrennungsmotoren durch höhere Verbren- 
nungstemperaturen der Gehalt an NO (Stick- 
stoffoxyd) in den Abgasen von einem bestimm- 
ten Verbrennungsgrad an zu steigen beginnt 
und sich dann durch Photooxydation und Re- 
aktionen unter den übrigen Anteilen der Ab- 
gase sehr unangenehme Reizstoffe entwickeln 
können, deren Folgen starke Augenreizung, 
Kopfschmerzen usw. sind? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die auf 
den Nordseeinseln (Borkum, Helgoland, Sylt) 
stationierten Soldaten auf Grund der durch den 
Kurbetrieb bedingten hohen Lebenshaltungs- 
kosten sowie wegen der teuren Fahrkosten 
zum Festlande erheblichen finanziellen Mehr- 
belastungen gegenüber den auf dem Festland 
stationierten Soldaten ausgesetzt sind? 


Ist die Bundesregierung bereit, diese Mehr- 
belastung in Form einer Zulage von lOVo bis 
25% des Ortszuschlags oder in Form von Fahr- 
kostenerstattung oder dergleichen auszuglei- 
c±Len? 
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14. Abgeordneter 

Picard 


15. Abgeordneter 

Picard 


16. Abgeordneter 

Dr. Meinecke 
(Hamburg) 


17. Abgeordneter 

Dr. Meinecke 
(Hamburg) 


18. Abgeordneter 

Dr, Schober 


Trifft es zu, daß der parlamentarische Staats- 
sekretär im Bundesministerium des Innern mit 
der Leitung der Zentral- und der Personalab- 
teilung beauftragt worden ist? 

Entspricht eine wie in Frage 14 genannte 
Funktion nach Meinung der Bundesregierung 
den Vorstellungen, wie sie übereinstimmend 
von Bundestag und Bundesregierung bei der 
Einrichtung des Instituts der parlamentarischen 
Staatssekretäre geäußert wurden und wie sie 
sich verkürzt ausdrücken lassen in der Bezeich- 
nung des parlamentarischen Staatssekretärs 
als politisch-parlamentarischer Vertreter des 
Ministers? 

Welche rechtlichen Grundlagen (Grundgesetz, 
Bundes- oder Landesgesetz) zwingen den Bür- 
ger dazu, sich den freien Zutritt zum Meer und 
den Aufenthalt dort an den meisten erreich- 
baren deutschen Seestränden durch eine Zu- 
trittsgebühr (Kurtaxe) zu erkaufen? 

Wer gewährt dem Bürger Schutz vor Über- 
höhung, sichert die sinnvolle Anwendung und 
zweckentsprechende Verwendung der so ein- 
kassierten Gelder? 

Hält die Bundesregierung es für angebracht, 
eine Rahmenkompetenz des Bundes im Ver- 
messungswesen einzuführen, um die für die 
Zukunft notwendige Einheitlichkeit auf diesem 
Gebiet, wie sie in anderen Bundesstaaten der 
Welt besteht, auch in der Bundesrepublik 
Deutschland zu gewährleisten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wirtschaft und Finanzen 


19. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung mit mir die Auffas- 

Solke sung, daß das derzeitige System der EWG- 

Rechnungseinheit auf Grund der währungs- 
politischen Schwierigkeiten und angesichts 
der jüngsten währungspolitischen Empfeh- 
lungen des Sachverständigenrates (Druck- 
sache VI/2230) revidiert werden muß? 


20. Abgeordneter Hat die Bundesregierung einen Überblick, wie 
Wolfram sich in den letzten Jahren die Handelsspannen 

in den einzelnen Branchen entwickelt haben? 


21. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß z. B. 

Wolfram Textilfabrikanten (Konfektionäre) vom Handel 

aufgef ordert wurden, ihre unverbindlichen 
Richtpreise, die 1969 bei 60®/o über den Herstel- 
lungskosten lagen, auf z. Z. lOOVo zu erhöhen, 
und was kann gegen solche unberechtigten 
Preistendenzen unternommen werden? 
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22. Abgeordneter Wird die Bundesregierung die jüngsten Vor- 

Löffler gänge auf dem deutschen Markt für stickstoff- 

haltige Düngemittel zum Anlaß nehmen, um 
unter Berufung auf Artikel 89 des Vertrags 
von Rom bei der Kommission der Europäi- 
schen Gemeinschaften eine Untersuchung des 
Marktvei hailens der Stickstottindustrie zu be- 
antragen, die vermutlich durch Vereinbarun- 
gen oder Beschlüsse, zumindest aber durch auf- 
einander abgestimmte Verhaltensweisen den 
Wettbewerb im Gemeinsamen Markt be- 
schränkt? 

23. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die Erhöhung der 

Gallus Stickstoffpreise für gerechtfertigt? 

24. Abgeordneter Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung 

Gallus ergreifen, damit, trotz der marktbeherrschen- 

den Stellung der Stickstoffindustrie, es auf 
dem Stickstoffdüngemittelmarkt wieder zu ei- 
nem echten Wettbewerb kommen kann? 

25. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, in Gebieten, 

Dr. Fuchs die langjährig eine erheblich über dem Durch- 

schnitt liegende Arbeitslosenquote, besondere 
wirtschaftliche Strukturschwächen und dadurch 
keine Überhitzung der Wirtschaftskonjunktur 
aufweisen, durch eine gezielte Lockerung der 
Haushaltssperren sicherzustellen, daß die drin- 
gend erforderlichen strukturfördernden Maß- 
nahmen weitergeführt werden können? 

26. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Aus- 

Dr. Fuchs sichten des Baugewerbes, insbesondere des 

Tiefbaus, in diesen Gebieten, wenn keine dif- 
ferenzierte Handhabung der Haushaltssperren 
eintritt? 

27. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, auch solchen 

Meister Wirtschaftsgruppen, wie z. B. Seefahrt und 

Luftfahrt, die bekanntlich in US-Dollars ab- 
rechnen, die durch die Freigabe der Wechsel- 
kurse entstandenen und entstehenden Ver- 
luste, ähnlich, wie es der deutschen Landwirt- 
schaft gegenüber geschieht, auszugleichen? 

28. Abgeordneter Ist es zutreffend, daß das Bundesamt für ge- 
von Bockeiberg werbliche Wirtschaft beträchtliche Summen der 

nach dem Gesetz über Maßnahmen zur Siche- 
rung der Altölbeseitigung vom 23. Dezember 
1968 (BGBL I S. 1419) erhobenen Ausgleichs- 
abgabe mangels Abforderung von Regenera- 
tionszuschüssen oder Vernichtungsbeihilfen 
hortet und in Wertpapieren anlegt? 

29. Abgeordneter Treffen in der Presse veröffentlichte Ermitt- 
von Bockeiberg lungen eines Forschungsinstitutes zu, wonach 

etwa 16Vo der Motorenölwechsel nicht an 
Tankstellen oder Kraftfahrzeugwerkstätten, 
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sondern auf Höfen oder in Privatgaragen vor- 
genommen werden, so daß mit einer Wasser- 
verschmutzung durch erhebliche Altölmengen 
weiterhin gerechnet werden muß? 

30. Abgeordneter Mit welcher Mehrbelastung — relativ und 

Marquardt absolut in DM bzw. DM/ha LN — muß die 

deutsche Landwirtschaft auf Grund der von 
der chemischen Industrie angekündigten Preis- 
erhöhung und der Änderung der Verkaufs- 
und Lieferbedingungen für stickstoffhaltige 
Düngemittel im Vergleich zum Vorjahr rech- 
nen? 

31. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß 

Schonhofen — ■ unabhängig vom Ausgang des vom Bundes- 

kartellamt aus aktuellem Anlaß eingeleiteten 
Verfahrens — die durch ein offensichtliches 
Fehlen vom Wettbewerb gekennzeichnete 
Marktlage bei stickstoffhaltigen Düngemitteln 
in der Bundesrepublik Deutschland noch das 
Fortbestehen eines Syndikats rechtfertigt? 

32. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die verschiedentlich 

Saxowski in der Presse geäußerte Ansicht, daß die 

Marktlage bei stickstoffhaltigen Düngemitteln 
und das Marktverhalten der Industrie den 
Verdacht wettbewerbsbeschränkender Abspra- 
chen der wichtigsten Herstellergruppen in 
Westeuropa nahelegen? 

33. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die Ausnahmebe- 

van Delden reichsbestimmung des § 102 des Gesetzes ge- 

gen Wettbewerbsbeschränkungen auch für das 
Gebiet der Preisfestsetzung der Feuerversiche- 
rer, die ohne Mitwirkung der Fachaufsicht 
erfolgt, für geeignet und ausreichend, den 
Grundsätzen der Marktwirtschaft und des 
Wettbewerbs Rechnung zu tragen sowie die 
versicherungsnehmende Wirtschaft vor unan- 
gemessenen Prämienforderungen der Feuer- 
versicherer zu schützen, zumal sich die Ver- 
sicherer bei den Prämienerhöhungen auf die 
Rückversicherer — die sie ja im wesentlichen 
selbst sind — berufen? 

34. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 

Dr. Pohle die mißbräuchliche Verwendung von Heizöl 

als Dieselkraftstoff jährlich Millionenbeträge 
an Mineralölsteuer hinterzogen werden? 

35. Abgeordneter Falls dies bekannt ist, frage ich die Bundes- 

Dr. Pohle regierung, auf Grund welcher Umstände solche 

Mißbräuche möglich sind, wie hoch die Bundes- 
regierung den jährlichen Ausfall an Mineral- 
ölsteuer schätzt, und welche Gegenmaßnahmen 
die Bundesregierung in sachlicher und zeitli- 
cher Hinsicht beabsichtigt? 
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36. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Dr, Ritz durdi die Preissteigerungen bei landwirtschaft- 

lichen Betriebsmitteln sich für die landwirt- 
schaftlichen Unternehmen die pauschalierte 
Vorsteuer im Rahmen des Mehrwertsteuer- 
Systems erhöht hat und daß hierdurch der 
Landwirtschaft ein bisher vorhandener Besitz- 
stand auf steuerlichem Gebiet geschmälert 
wird? 

37. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, initiativ zu 

Dr, Ritz werden, um den vpr den Preiserhöhungen bei 

Betriebsmitteln vorhandenen Zustand wieder- 
herzustellen? 

38. Abgeordneter In welchem Umfang decken die Einnahmen aus 
Dr, Sdhmude Kraftfahrzeug- und Mineralölsteuer in der 

Bundesrepublik Deutschland die Aufwendun- 
gen für den Straßenbau und die dazugehörigen 
Verkehrsanlagen? 

39. Abgeordneter Wäre die Bundesregierung angesichts der für 

van Delden die Wirtschaft unbefriedigenden und teilweise 

untragbaren Prämiensituation in der priva- 
ten Feuerversicherung bereit, Bestrebungen 
der Wirtschaft, das Feuerrisiko im Wege eige- 
ner Rückstellungen abzudecken, durch steuer- 
liche Begünstigung dieser Rückstellungen zu 
ermöglichen? 

40. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung bewögen, eine 

Susset Sonderkommission zu bilden, die dem Kabinett 

bis zum 1. Oktober 1971 Vorschläge über den 
Abbau von Steuervergünstigungen für die 
Landwirtschaft vorlegen soll? 

41. Abgeordneter Läßt der Ausschluß des Bundesernährungs- 

Susset ministers darauf schließen, daß zwischen dem 

Bundeswirtschafts- und -finanzminister und 
dem Bimdesernährungsminister gravierende 
Meinungsverschiedenheiten über die künftige 
steuerliche Behandlung der Landwirtschaft be- 
stehen? 


Gesciiäftsbereicii des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


42. Abgeordneter Welche grundsätzlichen Vorstellungen hat die 
Solke Bundesregierung über die künftige Gestal- 

. tung der EWG-Agrarpolitik in Anbetracht der 
währungsbedingten Schwierigkeiten auf dem 
Agrarsektor? 
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43. Abgeordneter 
Lensfng 


44. Abgeordneter 
Leasing 


45. Abgeordneter 

Dr. Früh 


46. Abgeordneter 
Dr. Früh 


47. Abgeordneter 
Dr. Hauser 
(Sasbadi) 


Hält die Bundesregierung es für vertretbar, 
daß der mit der EWG-Verordnung Nr. 974/71 
geregelte Grenzausgleidi sidi nur auf die 
preislidi an den „Grünen Dollar" gebundenen 
Agrarerzeugnisse beschränkt, obgleich auch 
bei den Erzeugnissen des Blumen- und Zier- 
pflanzenbaues, sowie der Baumschulen, deren 
Preis sich frei nach Angebot und Nachfrage 
bildet, der Markt durch die veränderten Wäh- 
rungsparitäten gestört wird? 

Wie hoch veransdilagt die Bundesregierung 
die Erlösminderungen des Gartenbaues, und 
ist sie gewillt, diese Einkommensverluste aus- 
zugleichen? 

Nachdem laut Pressemeldungen (Schwäbischer 
Bauer Nr. 24, Seite 14) Staatssekretär Dr. Grie- 
sau sich die Forderung des Deutschen Bauern- 
verbandes nach einer Erhöhung der Mehrwert- 
steuer zu eigen machte und Präsident Mans- 
holt gegen eine solche Regelung nichts einzu- 
wenden hätte, frage ich die Bundesregierung, 
ob sie dennoch an ihrer Weigerung, über die- 
sen Weg die sinkende Einkommenstendenz in 
der Landwirtschaft zu bremsen, festhalten will? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß der 
flexible Wechselkurs trotz des zugestandenen 
Grenzausgleichs den Export von Schweinen in 
die Drittländer, insbesondere die osteuropäi- 
schen Staaten, erschwert und andere EWG- 
Länder, vor allem Frankreich, begünstigt? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung in 
der Verbraucherpolitischen Korrespondenz, 
daß die Landwirtschaft stets mit sozialen 
Aspekten im Hinblick auf einkommensschwa- 
che und kinderreiche Familien abgespeist wer- 
den kann, oder ist es nicht vielmehr ihre 
Pflicht, die sozialen Verhältnisse, besonders 
bezüglich der kinderreichen Familien, so zu 
verbessern, daß die Landwirtschaft auch eben- 
falls an dem ihr in der Regierungserklärung 
zugesicherten Wachstum des Wohlstandes teil- 
nimmt? 


Ges Aäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


48. Abgeordneter 

Müller 

(Remsdieid) 


Hat die Bundesregierung der Bundesanstalt für 
Arbeit nahegelegt, Massenentlassungen (§17 
des Kündigungsschutzgesetzes) nicht mehr als 
„Massenentlassungen", sondern nur noch als 
„anzeigepflichtige Entlassungen" zu bezeich- 
nen, um eine Beunruhigung der Öffentlichkeit 
zu vermeiden? 
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49, Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, Krebsvor- 

Burger Sorgeuntersuchungen und Mutterschaftsvorsor- 

geuntersuchungen nach dem Bundesversor- 
gungsgesetz, die in den §§10 bis 24 a dieses 
Gesetzes nicht vorgesehen und deren Kosten- 
übernahme im Rahmen der Heilbehandlung 
oder Krankenhausbehandlung nicht möglich 
ist, mit der Vorlage des nächsten Anpassungs- 
gesetzes in den Leistungskatalog des Bimdes- 
versorgungsgesetzes aufzunehmen? 


50. Abgeordneter Gedenkt die Bundesregierung, an der vom Bun- 
Kiedile desminister für Arbeit und Sozialordnung in 

seinem Runderlaß an die Versorgungsämter 
dargelegten Auffassung festzuhalten, wonach 
der Aufwertungsausgleich für bestimmte land- 
wirtschaftliche Betriebe bei der Berechnung 
von Ausgleichs- und Eltemrenten als zusätz- 
liches Einkommen zu bewerten ist? 


51. Abgeordneter Kann die Bundesregierung angeben, wieviel 
Kiechle Rentenempfänger betroffen sind und um wel- 

chen Prozentsatz sich Ausgleichs- und Eltem- 
renten verringern, wenn das im Runderlaß des 
Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung 
vorgesehene Verfahren angewendet würde? 


52. Abgeordneter Hält die BimdesregieruUg es für richtig, daß 
Dr, de With zu viel gezahlte Wochenbeiträge von Arbeit- 
nehmern zur Arbeiterrentenversicherung vom 
Einzahler gegenüber der Landesversichemngs- 
anstalt zurückgefordert werden müssen und 
bei Verstreichen der hier in Frage kommenden 
Frist wegen der Ausschlußfrist nach § 1424 
Abs. 2 RVÖ — auch nicht im Billigkeitsfall — 
/ nicht mehr zurückgezahlt werden können? 


53. Abgeordneter Wenn nein, ist die Bundesregierung bereit, auf 
Dr. de With eine Änderung dergestalt hinzuwirken, daß 
überzahlte Beiträge von der Lande sver siche- 
rungsanstalt aus eigenem Antrieb — also ohne 
Antrag des Betroffenen — bei Feststellung der 
Überzahlung zurückgegeben werden? 


54. Abgeordneter Wann wird die Bundesregierung den in der 
Vogt Regierungserklärung für Herbst 1970, dann für 

Dezember 1970, dann in der „Antwort der 
Bundesregierung auf die Große Anfrage der 
Fraktion der CDU/CSU betr. Arbeitsprogranim 
der Bundesregierung zu innenpolitischen Vor- 
haben" (Drucksache VI/1953) für die „erste 
Hälfte dieses Jahres" versprochenen Vermö- 
gensbildungsbericht vorlegen? 


55. Abgeordneter Wird der Vermögensbildungsbericht die in der 
Vogt Drucksache VI/1953 versprochene „vermögens- 

politische Gesamtkonzeption, vor allem in 
Richtung huf eine stärkere Beteiligung der 
Arbeitnehmer am wachsenden Produktivver- 
mögen der Volkswirtschaft" enthalten? 
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56. Abgeordneter Welcher der drei in der Öffentlichkeit von 
Pieroth Kreisen der Bundesregierung propagierten so- 

genannten Vermögensbildungspläne gibt die 
tatsächliche Auffassung der Bundesregierung 
wieder, der Vier-Staatssekretärs-Plan einer 
überbetrieblichen Gewinnabgabe oder die be- 
absichtigte Einführung einer Investitionsab- 
gabe zu Vermögensbildungszwecken oder die 
Umwandlung des Dritten Vermögensbildungs- 
gesetzes in einen gesetzlichen Investivlohn? 

Bedeutet der neue Plan der Bundesregierung, 
das Dritte Vermögensbildungsgesetz in einen 
gesetzlichen Investivlohn umzuwandeln, eine 
Abkehr von den bisherigen Plänen der Bundes- 
regierung, die Beteiligung der Arbeitnehmer 
am Produktivvermögen durch eine zusätzliche 
Besteuerung von Gewinnen oder Investitionen 
zu finanzieren und eine Hinwendung zu dem 
von der CDU/CSU am 14. April 1970 (Druck- 
sache VI/616) vorgelegten Beteiligungslohn- 
gesetz? 

Unterstützt die Bundesregierung die Bemühun- 
gen von Betriebsräten, in Unternehmungen 
mit gleitender Arbeitszeit anstelle der Stech- 
uhr die Fühnmg von Anwesenheitslisten vor- 
zuziehen? 

Wird die Bundesregierung die vom Grün- 
dungskongreß des DGB beschlossenen Richt- 
linien zur Führung von Arbeitskämpfen ge- 
setzlich absichern lassen, wenn nach der IG 
Chemie, Papier, Keramik auch andere Gewerk- 
schaften die Rechte der Arbeitnehmerschaft, in 
Urabstimmungen Streikbeschlüsse zu bestäti- 
gen oder zu verwerfen, nicht mehr beachten 
sollten? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die finan- 
zielle Entwicklung der Bundesanstalt für Ar- 
beit, und welche Maßnahmen sind dazu zu 
erwarten? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
Jugendr Familie und Gesundheit 


61. Abgeordneter Welche Maßnahmen gedenkt die Bimdesre- 

Dr. Hammans gierung zu ergreifen, um die Ursachen der 

Haltungsschäden bei Schulkindern zu beseiti- 
gen, wie sie vom Träger des Hufeland-Preises 
1971, Herrn Dr. Höfling, Wilfrath, aufgezeigt 
wurden? 


60. Abgeordneter 

Niegel 


58. Abgeordneter 

Weigl 


59. Abgeordneter 

Weigl 


57. Abgeordneter 

Pieroth 
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62. Abgeordneter 

Dr. Jungmann 


63. Abgeordneter 

Dr. Jungmann 


64. Abgeordneter 

Zebisdi 


65. Abgeordneter 

Zebisdi 


66. Abgeordneter 

Dr. Abelein 


67. Abgeordneter 

Dr. Abelein 


Ist die Bundesregierung bereit, den ambulan- 
ten Verkauf von Hörgeräten oder ihren Ver- 
trieb im Versandhandel zu verbieten, um da- 
durch Hörbehinderte vor möglidien gesund- 
heitlidien Sdiäden zu bewahren? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Hörge- 
räte bereits in einem Versandhauskatalog an- 
geboten werden, obwohl diese Geräte ohne 
individuelle ärztliche Verordnung in der Regel 
ungeeignet sind, zu gesundheitlidien Schäden 
führen können und deren Kosten deshalb von 
den Krankenkassen nicht übernommen wer- 
den? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung der 
Jugendverbände in der Bundesrepublik 
Deutschland, daß ihre vom Bund bezuschußten 
Haushalte in ihren konjunkturellen Auswir- 
kungen so gering sind, daß es sich nicht recht- 
fertigt, im Rahmen der Konjunktur sperren die 
ihnen vom Parlament bewilligten Mittel zu 
sperren? 

Wird die Bundesregierung darum die Mittel 
für die Jugendverbände nicht aus konjunktu- 
rellen Gründen sperren? 

Um wieviel Prozent sind in den letzten zwei 
Jahren die Pflegesätze in den Altenheimen 
der Bundesrepublik Deutschland gestiegen? 

Wie verhält sich diese Steigerungsquote der 
Pflegesätze zur Steigerung der Renten im glei- 
chen Zeitraum? 


68. Abgeordnete Stimmt es, daß die Bundeszuwendungen für 
Frau Dr, Henze die Arbeit der „Deutschen Hauptstelle gegen 
die Suchtgefahren" und der ihr angeschlosse- 
nen Spitzenverbände gekürzt werden sollen, 
und wenn ja, in welcher Höhe? 


69. Abgeordnete Wie glaubt die Bundesregierung, daß bei einer 
Frau Dr. Henze eventuellen Kürzung der Bundeszuwendungen 
die bis jetzt von der „Hauptstelle gegen die 
Suchtgefahren" geleistete umfangreiche Arbeit 
gegen die um sich greifende Gefährdung der 
Jugend durch Rauschmittelmißbrauch wir- 
kungsvoll fortgesetzt werden kann? 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 

70. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die von deutschen 
Seefeld Automobilverbänden geäußerte Kritik an der 

Zulänglichkeit der Leitplanken an den Bundes- 
autobahnen für gerechtfertigt, und weichen 
wirksamen Schutz könnte man anwenden? 
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71. Abgeordneter Welche Einflußmöglichkeiten hat die Bundes- 
Schlaga regierung, um im Interesse der allgemeinen 

Flugsicherheit und des Lärm- und Landschafts- 
schutzes die willkürliche zahlenmäßige Aus- 
dehnung des Baus von privaten Flugzeug- 
landeplätzen zu verhindern? 


72. Ab(|eordneter Besteht die Absicht, daß die Bundesregierung 
Schlaga im Interesse einer größeren Effizienz der In- 

frastrukturpolitik und aus den in Frage 71 
genannten Gründen auf dem Gesetzesweg ini- 
tiativ wird? 


73. Abgeordneter Erwägt die Bundesregierung, den Stopp der 
Dr. Kempfier Vergebung von Bauaufträgen an Bundesfern- 
straßen wenigstens für die Verkehrswege in 
den Zonenrandförderungs- und Ausbaugebie- 
ten aufzuheben oder zu mildern? 


74. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in der 
Dr. Kempfier Republik Österreich unter den Ausgangsschil- 
dern für geschlossene Ortschaften (Zeichen 311 
StVO) eine Angabe über die nächste Ortschaft 
und die Entfernung dorthin angebracht ist, 
eine Regelung, wie ich sie in der Fragestunde 
vom 10. März auch für die Bundesrepublik 
Deutschland angeregt habe? 


75. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß Besucher 
Dr. Beermann aus der DDR z. B. in Bonn beim Vorzeigen 
des DDR-Passes auf allen öffentlichen Ver- 
kehrsmitteln einschließlich der Rheinfähre 
keinen Fahrpreis zu bezahlen haben, während 
dies in anderen Städten, z. B. in Kiel, der Fall 
ist? 


76. Abgeordne.ter Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzu- 

Dr. Beermann wirken, daß die in der Bundesrepublik 

Deutschland zu Besuch weilenden Rentner aus 
der DDR im ganzen Bundesgebiet auf allen 
öffentlichen Verkehrsmitteln gegen Vorzeigen 
des DDR-Passes ohne Bezahlung fahren kön- 
nen? 


77. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß mit dem 
Schröder Inkrafttreten der Schiffsbesetzungsordnung am 

(Wilhelminenhof) 1. September 1970 eine echte Wettbewerbs- 
verzerrung für die deutsche Küstenschiffahrt 
gegenüber gleichartigen Unternehmen in den 
Nachbarländern entstanden ist und zu befürch- 
ten ist, daß die deutsche Küstenschiffahrt da- 
durch in ernsthafte wirtschaftliche Schwierig- 
keiten gerät? 


78. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, zur Abwen- 
Schröder düng wirtschaftlicher Nachteile Ausnahmege- 

(Wilhelminenhof) nehmigungen auch nach dem 30. Juni 1971 zu 
erteilen? 
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Gesdiäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 

79. Abgeordneter Können die Leistungen nach dem Zweiten 

Erhard Wohngeldgesetz ab 1. Juni 1971 von den 

(Bad Schwalbadi) zuständigen Behörden uneingeschränkt be- 
willigt und gewährt werden, wie das in der 
Schriftlichen Antwort auf die Frage B 43, 
Drucksache VI/2132, gemäß Anlage 52 zum 
Stenographischen Bericht über die 120. Sitzung 
des Deutschen Bundestages (Seite 6977) ange- 
kündigt wurde? 

80. Abgeordneter Wann sind die „bundeseinheitlichen Verwal- 

Erhard tungsvorschriften" in Kraft getreten, und wo 

(Bad Schwalbadi) sind sie veröffentlicht? 

81. Abgeordneter Welche Gründe — außer den bekannten unge- 

Dr. Schulze- wöhnlichen Preissteigerungen im Baufach — 

Vorberg führten nach Kenntnis der Bundesregierung im 

Jahre 1970 zu den in der Drucksache VI/2239 
vom Bundesminister für Städtebau und Woh- 
nungswesen bezeichneten Rekordüberhang an 
im Bau befindlichen, also nicht fertiggestellten 
Wohnungen? 

82. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Dr. Schulze- nicht der Überhang — also die noch nicht fer- 

Vorberg tiggestellten Wohnungen — sondern nur die 

bezugsfertigen bzw. bezogenen Wohnungen 
die tatsächliche Bauleistung eines Jahres erge- 
ben — die betonte Nennung eines Überhanges 
von 850 000 Wohnungen zum Jahreswechsel 
1970/71 also allenfalls geeignet ist, die Öffent- 
lichkeit zu verwirren? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 

83. Abgeordnete Ist beim derzeitigen Stand der Finanzpolitik 
Frau Dr. Walz . der Bundesregierung noch damit zu rechnen, 

daß die restlichen 750 Millionen DM der sei- 
nerzeit auf 1 Milliarde DM bezifferten soge- 
nannten Bildungsanleihe zur Zeichnung aufge- 
legt werden? 

84. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß in 

Pfeifer dem Schnellbauprogramm 1970/71 des Bundes 

und der Länder zum Ausbau der Hochschulen 
im Hinblick auf den Abbau des Numerus 
clausus die Schwerpunkte richtig gesetzt wor- 
den sind, wenn in Fächern mit absolutem 
Numerus clausus wie Medizin oder Chemie 
bis zum Sommersemester 1971 nur 310 bzw. 
940 zusätzliche Studienplätze geschaffen wer- 
den, während in den Rechts-, Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaften 3160 Studienplätze zur 
Verfügung gestellt werden? 
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85. Abgeordneter Inwieweit waren an der Aufstellung dieses 

Weber Schnellbauprogramms die Universitäten be- 

(Heidelberg) teiligt? 


86. Abgeordneter Welchen Einfluß haben die Steigerungsraten 
Lenzer bei den Baupreisen von 15®/o im Jahre 1970 

und inzwischen vorausgeschätzten weiteren 
15Vo im Jahre 1971 auf dieses Schnellbaupro- 
gramm und die übrigen Maßnahmen von Bund 
und Ländern zum Abbau des Numerus clausus? 


87. Abgeordneter 

Gölter 


88. Abgeordneter 

Gölter 


89. Abgeordneter 

Schulte 

(Schwäbisdi 

Gmünd) 


90. Abgeordneter 

Schulte 

(Sdiwäbisdi 

Gmünd) 


91. Abgeordneter 

Leicht 


92. Abgeordneter 

Leidit 


93. Abgeordneter 

Seefeld 


Welchen Einfluß werden die neuen von der 
Bundesregierung angekündigten Ausgabesper- 
ren auf das Schnellbauprogramm haben? 

Wieviel Studienplätze werden damit in Bre- 
men in Fächern mit absolutem Numerus clau- 
sus neu geschaffen, und hat die Bundesregie- 
rung, wie in ihrer Drucksache VI/1856 ange- 
kündigt, bei den Verhandlungen mit den Län- 
dern im Planungsausschuß für den Hochschul- 
bau darauf hingewirkt, daß die Planung und 
Errichtung von Bauvorhaben in Fächern mit 
Zulassungsbeschränkungen durch finanzielle 
Umschichtungen beschleunigt werden? 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
sich der Numerus clausus in den Fächern 
Biologie, Geologie, Mathematik, Pharmazie, 
Architektur, Bauingenieurwesen, Elektrotech- 
nik, Maschinenbau und Vermessungswesen 
zum Teil beträchtlich verstärkt hat, wie dies 
aus den Vergleichszahlen der Westdeutschen 
Rektorenkonferenz vom 31. März 1971 her- 
vorgeht? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
sich insofern die Situation der Zulassungsbe- 
schränkungen in den naturwissenschaftlichen 
und technischen Fächern seit dem Winter- 
semester 1970/71 trotz der Schnellbaumaß- 
nahmen verschlechtert hat? 

Worin erblidct das Bundesministerium für Bil- 
dung und Wissenschaft eine zögernde Haltung 
der Landesregierung von Rheinland-Pfalz in 
Sachen Hochschule der Südpfalz? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Chan- 
cen, sehr schnell zu einer Hochschule in der 
Südpfalz zu kommen (Sicherung der Finanzie- 
rung) ? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die notwen- 
digen Voraussetzungen zu schaffen, um den 
Erwerb von Kenntnissen und Fertigkeiten in 
Erster Hilfe als festen Bestandteil des Berufs- 
schulunterrichts in der Bundesrepublik 
Deutschland werden zu lassen? 


14 



Deutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2344 


94. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Dr. Haadc rung, ein Modell für einen einheitlichen und 

obligatorischen Verkehrsunterricht in den 
Schulen der Bundesrepublik Deutschland zu 
entwickeln und darüber hinaus die Eltern 
schulpflichtiger Kinder auf ihre Verantwortung 
dabei hinzuweisen? 

95. Abgeordneter Wie beurteilt das Bundesministerium für Bil- 

Josten düng und Wissenschaft den Plan vom Rhei- 

nisch-Westfälischen Elektrizitätswerk, zwi- 
schen Koblenz und Sinzig/Rhein zwei Atom- 
kraftwerke zu errichten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


96. Abgeordneter Auf welche Weise werden zur Zeit die bilate- 

Werner ralen Maßnahmen der EWG-Länder auf dem 

Gebiet der Entwicklungshilfe koordiniert, und 
welche Verbesserungen sind hier in Zukunft 
geplant? 

97. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit darzulegen, 

Kiep wann nach ihren Planungen mit der Erreichung 

des von ihr international übernommenen 0,7Vo- 
Zieles für öffentliche Entwicklungshilfe-Lei- 
stungen bei der in der Regierungserklärung 
vom 28. Oktober 1969 vorgesehenen Steige- 
rungsrate von jährlich llVo zu rechnen ist, und 
von welcher Steigerungsrate sie bei der Über- 
prüfung der mehrjährigen Finanzplanung aus- 
geht, um dieses Ziel, wie es in der Kabinetts- 
vorlage heißt, „zu einem möglichst frühen 
Zeitpunkt zu erreichen"? 

98. Abgeordneter Nachdem die Bundesregierung durch die wört- 

Dr. Wulff liehe Wiederholung ihrer in der Regierungs- 

erklärung vom 28. Oktober 1969 gemachten 
Ankündigung in der Kabinettsvorlage vom 
11. Februar 1971, sie werde „Wege suchen, 
um Rückflüsse aus Mitteln der öffentlichen 
Kapitalhilfe wieder voll für Zwecke der Ent- 
wicklungshilfe zu verwenden", zu erkennen 
gab, daß sie dazu bisher keine Vorstellungen 
entwickelt hat, fragen wir die Bundesregie- 
rung, welche finanziellen Planungen für diese 
Ankündigung zugrunde gelegen haben, und 
wie sie dieses Versprechen einzulösen gedenkt 
angesichts der Äußerung des Bundeskanzlers 
am 28. Mai 1971 im Deutschen Bundestag, von 
den Ankündigungen zur Entwicklungspolitik 
sei nichts zurückzunehmen? 
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99. Abgeordneter Welche konkreten Maßnahmen hat die Bun- 

Dr. Wulff desregierung auf dem Gebiet der Entwick- 

lungspolitik im Bereich der Bundesrepublik 
Deutschland vorgesehen, um strukturelle Än- 
derungen infolge der Tendenzen der weltwirt- 
schaftlichen Arbeitsteilung aufzufangen? 

Welche Gründe sind maßgebend für die vom 
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit beabsichtigte Förderung des Pro- 
jekts einer Flachglashütte in Bolivien, gegen 
das von der Kreditanstalt für Wiederaufbau, 
dem Bundesministerium für Wirtschaft und 
Finanzen und dem Auswärtigen Amt erheb- 
liche Bedenken hinsichtlich seiner Wirtschaft- 
lichkeit angemeldet wurden? 

101. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, 
Dr. Rinsche daß eine Zusammenarbeit mit Ostblocfcländern 

im Rahmen der Entwicklungspolitik solange 
nicht möglich und erstrebenswert ist, wie die 
Zielsetzung der Entwicklungshilfe kommuni- 
stischer Staaten mit der entwicklungspoliti- 
schen Zielsetzung der Bundesregierung im 
Wesentlichen nicht übereinstimmt? 

Ist sich die Bundesregierung der Tatsache be- 
wußt, daß sie mit ihrer Politik, die die Inten- 
sivierung oder Verringerung aer hniwick- 
lungshilfe-Leistimgen von „Fortschritt der in- 
nerdeutschen Verhandlungen" abhängig macht, 
die sie nicht durch politische Schritte der Ent- 
wicklungsländer gestört wissen möchte, einen 
direkten Einfluß auf die Entscheidungen des 
anerkennungswilligen Landes ausübt, ohne zu 
wissen, wie sie sich nach einem möglichen 
Scheitern des innerdeutschen Gesprächs diesen 
Ländern gegenüber verhalten wird, und ist ihr 
bewußt, daß durch diese Politik Länder, die 
ihre Entscheidung auf Drängen der Bundes- 
regierung in der Schwebe halten, direkt in 
den Ost- West-Gegensatz hineingezogen wer- 
den? 

103. Abgeordneter Welche Möglichkeiten gibt es in der Bundes- 
Dr. Haadi republik Deutschland für Kommunalpolitiker 

aus den Entwicklungsländern, Probleme der 
Gemeinden bei uns zu studieren und Anre- 
gungen für die kommunale Praxis in den Hei- 
matländern zu erhalten, und wie steht die 
Bundesregierung in diesem Zusammenhang zu 
Städtepartnerschaften mit Gemeinden aus Ent- 
wicklungsländern? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 

104. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die vom Personalrat 
Ott des Bundeskanzleramtes in seinem Rundschrei- 

ben vom 1. Juni 1971 an die Personalräte der 


102. Abgeordneter 

Kiep 


100. Abgeordneter 

Josten 
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Bundesministerien und der Gewerkschaften 
geäußerte Meinung, daß allen Versuchen, die 
Personalvertretungen politisch zu mißbrau- 
^ chen, mit allen Mitteln entgegengetreten wer- 
den müsse? 

105. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
Ott der auf Seite 13 des Rundschreibens erwähnte 

Artikel eine Beleidigung der Angehörigen des 
Bundeskanzleramtes imd des Personalrats 
darstellt? 

Wann wird die Bundesregierung die vom Bun- 
deskanzler im Herbst 1970 angeregte Erklä- 
rung zur Weiterentwicklung Berlins (soge- 
nannter Berlin-Plan) abgeben? 

107. Abgeordneter Welche Vorbereitungen sind für eine derartige 
Wohlrabe umfassende Erklärung durch die Bundesregie- 

rung im Zusammenwirken mit dem Senat von 
Berlin bisher erfolgt? 


Gesdiäftsbereich des Auswärtigen Amts 


108. Abgeordneter Ist aus der Tatsache, daß der sowjetische Bot- 
Engelsberger schafter in der Bundesrepublik Deutschland, 

Falin, vor seinem Antrittsbesuch bei Bundes- 
kanzler Brandt erst den Vorsitzenden der 
Deutschen Kommunistischen Partei aufgesucht 
hat, nicht der Schluß zu ziehen, daß die Regie- 
rung der UdSSR offen eine Partei unterstützt, 
die nach einem Bericht des Bundesinneiunini- 
steriums „die Arbeit der verbotenen KPD 
fortsetzt" und infolgedessen das Ziel verfolgt, 
unsere freiheitliche demokratische Grundord- 
nung zu zerstören? 

109. Abgeordneter Treffen Meldungen zu, daß die Bundesregie- 
Engelsberger rung bei den Verhandlungen um den War- 
schauer Vertrag der polnischen Regierung in 
bezug auf die amerikanischen Rundfunksender 
in der Bundesrepublik Deutschland Zusiche- 
rungen gemacht hat, die die Regiertmg der 
Volksrepublik Polen dahin gehend deuten 
konnte, daß die Tätigkeit dieser Sender in 
absehbarer Zeit eingestellt würde? 

Welche Beschlüsse haben die sechs Außenmini- 
ster der EWG-Staaten auf der letzten Außen- 
ministerkonferenz zusammen mit den vier 
Außenministern der beitrittswilligen Staaten 
hinsichtlich einer gemeinsamen Nahost-Politik 
gefaßt? 

111. Abgeordneter Nach welchen Kriterien werden Kinder nicht- 
Storm deutscher Eltern zum Besuch von deutschen 

Schulen im Ausland zugelassen? 


110. Abgeordneter 
Werner 


106. Abgeordneter 
Wohlrabe 
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112. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 

Stonn daß diirdi das Beibehalten überholter pädago- 

gischer Gnmdsätze an zahlreichen deutschen 
Auslandsschulen das Leistun^sniveau der 
Schüler absinkt und dadurch die Attraktivität 
der Schulen für Schüler aller Nationen beein- 
trächtigt wird, und was gedenkt die Bundes- 
regienmg hiergegen zu unternehmen? 

113. Abgeordneter Welche Funkstationen veranstalten vom Ge- 

Dr. Becher biet der Sowjetunion und der mit ihr verbün- 

(Pullach) deten Staaten aus täglich Sendungen in deut- 

scher Sprache? 

114. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, gegen solche 

Dr. Becher Sendungen — wenn sie sich in die innenpoli- 

(PuUach) tischen Verhältnisse der Bundesrepublik 

Deutschland einmischen imd deren revolutio- 
näre Veränderung fordern — offiziellen Pro- 
test zu erheben? 

115. Abgeordneter Wie hoch ist der Bundeszuschuß, den das 

Dr. Jobst Auswärtige Amt für die deutsch-amerikani- 

schen Institute im Jahr auf wendet? 


116. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Bundesregierung diese 

Dr. Jobst Zuschüsse bis zum Jahr 1973 um 50 Prozent 

kürzen will? 

117. Abgeordneter Steht die Bundesregierung bei der jetzigen 
Dr. Miltner Runde der deutsch-jugoslawischen Regierungs- 
verhandlungen über die Wiedergutmachvmg 
nationalsozialistischen Unrechts auf dem 
Standpunkt früherer Bundesregierungen, daß 
ein Vertrag keinen nachteiligen Einfluß auf 
die Rechte und Ansprüche (wie beispielsweise 
die Zwangsarbeit oder Enteignung) der ehe- 
mals in Jugoslawien beheimateten Volksdeut- 
schen haben darf? 

Will die Bundesregierung gegebenenfalls 
ebenso wie bei der Aufrechnung jugoslawi- 
scher und Volksdeutscher Sozialversicherungs- 
ansprüche in früheren Abkommen diesmal die 
Kriegsfolgeschäden der ehemaligen Volksdeut- 
schen in Jugoslawien mit den Schäden durch 
nationalsozialistisches Unrecht aufrechnen, so- 
fern diese zum Gegenstand von Verhandlun- 
gen werden? 

119. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Bundesregierung die Ein- 
Bittelmann reise rhodesischer Sportler, die vom Leicht- 

athletikzentrum Südheide in Bomlitz zum Ge- 
genbesuch eingeladen waren, verhindert hat, 
obgleich es sich bei diesen Sportlern um eine 
Gruppe weißer und farbiger Sportler mit rho- 
desischen Pässen gehandelt hat? 


118. Abgeordneter 
Dr. Miltner 
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120. Abgeordneter Ist die Bundesregierung unterrichtet, daß 

Bittelmann weiße und farbige rhodesische Sportler in die 

USA und nach Großbritannien mit rhodesi- 
schen Pässen einreisen dürfen? 

121. Abgeordnete Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß die 
Frau Dr, Wolf Auslandsvertretungen ihre Arbeit in der Ent- 
wicklungspolitik entsprechend dem Bericht der 
Kommission für die Reform des Auswärtigen 
Dienstes, Abschnitt III, Punkt 3, bei der „Nach- 
betreuung der Stipendiaten und Praktikanten'" 
zu einer Nachkontaktarbeit erweitern sollten, 
damit diese, mit den Verhältnissen in der Bun- 
desrepublik Deutschland vertrauten Personen 
aus Entwicklungsländern, zu denen sicher auch 
Teilnehmer von Veranstaltungen der Deut- 
schen Stiftung für Entwicklungsländer gehören, 
zu einer engeren Zusammenarbeit, z. B. bei der 
Gründung und Durchführung von Projekten, 
herangezogen werden? 

122. Abgeordnete Warum werden nicht weitere Konsequenzen 
Frau Dr. Wolf gezogen aus der Feststellung im Bericht der 

Kommission für die Reform des Auswärtigen 
Dienstes über die als besonders wichtig aner- 
kannte Mitarbeit der Ehefrauen, und warum 
wird bei der Fortbildung nur die sprachliche 
Fortbildung erwähnt? 

123. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Bundesregierung im Zuge 

Pfeifer einer sogenannten Neuorientierung ihrer aus- 

wärtigen Kulturpolitik beabsichtigt, die Zu- 
schüsse für die Amerikahäuser zu kürzen? 

124. Abgeordneter Von welchen politischen Vorstellungen geht 

Dr. Marx die Bundesregierung aus, wenn sie einerseits 

(Kaiserslautern) wünscht, daß die USA im Rahmen der gemein- 
samen Verteidigungsanstrengungen in Europa 
ihre hohen Verpflichtungen einhalten und sie 
andererseits danach strebt, den durch vielfäl- 
tige kulturelle Leistungen besonders geschätz- 
ten Amerikahäusern künftig Jahr um Jahr 
die Zuschüsse beträchtlich zu kürzen? 

125. Abgeordneter Kommt die Initiative der Bundesregierung zur 

Dr. Bach finanziellen Einschränkung der Tätigkeit von 

Amerikahäusern nicht jenen Kreisen entgegen, 
die, wie z. B. die Jungsozialisten und die 
Nürnberger Stadtratsfraktion der NPD, die 
Auflösung dieser Einrichtungen seit einiger 
Zeit fordern? 

126. Abgeordneter Was meinte der Vertreter der Bundesregie- 

Petersen rung, als er bei einer Besprechung mit den 

Vertretern jener Städte, die Amerikahäuser 
beherbergen, am 26. Mai 1971 sagte, man 
müsse die Aktivität solcher Häuser einschrän- 
ken? 
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127. Abgeordneter Trifft es zu und welche Gründe waren gege- 

Niegel benenfalls dafür maßgebend, daß das Auswär- 

tige Amt einen Antrag der für die angeklagte 
US-Kommunistin Angela Davis und die sofor- 
tige Ratifizierung der Ostverträge eintreten- 
den „Westdeutschen Frauen-Friedensbewe- 
gung", die Durchführung eines von ihr für 
Oktober 1971 geplanten internationalen Kon- 
gresses finanziell zu unterstützen, in einem 
Schreiben an Frau Prof. Klara-Maria Faßbin- 
der, Ehrenvorsitzende der WFFB und Grün- 
dungsmitglied der DFU, folgendermaßen be- 
antwortete: „Da die Bemühungen der West- 
deutschen Frauen-Friedensbewegung im Aus- 
wärtigen Amt mit Wohlwollen verfolgt wer- 
den, darf ich Sie bitten, einen detaillierten 
Kostenvoranschlag . . . vorzulegen, damit ge- 
prüft werden kann, ob . . . Ihnen ein Zuschuß 
bewilligt werden kann . . 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


1. Abgeordneter 

Dasch 


2. Abgeordneter 

Müller 

(Aachen-Land) 


3. Abgeordneter 

Müller 

(Aachen-Land) 


4. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Emmert 


5. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Emmert 


6. Abgeordneter 

Wolfram 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
das sogenannte „Signal von Tiflis" durch die 
anderslautende Äußerung des stellvertreten- 
den Außenministers Zarapkin in Kopenhagen 
übertönt wurde? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß zur Zeit 
beim Ministerrat der Europäischen Gemein- 
schaften seit drei Jahren 40 Richtlinien- und 
Verordnungsvorschläge, seit zwei Jahren 120 
Richtlinien- und Verordnungsvorschläge uner- 
ledigt liegen, und glaubt die Bundesregierung 
nicht, daß diese Verzögerung für die Integra- 
tion der Gemeinschaft außerordentlich hinder- 
lich ist und dem sogenannten Geist von Den 
Haag widerspricht? 

Welche Vorschläge hat die Bundesregierung 
gemacht, und welche Vorschläge wird sie ab 
jetzt machen, damit die Rückstände aufgear- 
beitet und die Entscheidungen des Ministerrats 
beschleunigt werden? 

In wieviel Fällen hat die Bundesregierung bis- 
her — - entsprechend den Sanktionen des 
Sicherheitsrates der Vereinten Nationen vom 
29. Mai 1968 — Sportlern aus Südrhodesien 
die Einreiseerlaubnis in die Bundesrepublik 
Deutschland nicht erteilt? 

Welche Haltung wird die Bundesregierung in 
der Frage der Einreiseerlaubnis den zu erwar- 
tenden südrhodesischen Teilnehmern an den 
Olympischen Spielen 1972 unter Berücksichti- 
gung des Umstands einnehmen, daß das Orga- 
nisationskomitee für diese Spiele im Auftrag 
des Internationalen Olympischen Komitees 
gehandelt hat, als es dem Nationalen Olym- 
pischen Komitee Südrhodesien die Einladung 
zu den Olympischen Spielen 1972 — wie je- 
dem anderen Mitglied des Internationalen 
Olympischen Komitees auch — übermittelt 
hat? 

Teilt die Bundesregierung die Feststellung der 
EWG-Kommission, die in einer Aufzeichnung 
an den EWG-Ministerrat beklagt, daß sie nicht 
über gesicherte, homogene und hinreichend 
aktuelle statistische Daten verfügt, die sie 
zur Analyse der Situation und Festlegung 
ihrer Aktionen benötigt, und um welche Sta- 
tistiken handelt es sich im wesentlichen? 
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7. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, ihrerseits die 
Wolfram erforderlichen Schritte einzuleiten, um das 

statistische Programm möglichst umgehend zu 
verwirklichen? 


8. Abgeordneter Kann die Bundesregierung darüber Auskunft 
Wuwer geben, wieviel deutsche Staatsangehörige ge- 

genwärtig noch aus politischen Gründen im 
Ausland inhaftiert sind? 


9. Abgeordneter Wird die Bundesregierung • — ■ auch gerade nach 
Wuwer der vor wenigen Tagen erfolgten Haftentlas- 

sung eines Deutschen in Jugoslawien — ihre 
Anstrengungen um Freilassung dieser Perso- 
nen in verstärktem Mäße fortsetzen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


10. Abgeordneter 

Becker 

(Nienberge) 


11. Abgeordneter 

Becker 

(Nienberge) 


12. Abgeordneter 

Meister 


13. Abgeordneter 

Wohlrabe 


14. Abgeordneter 

Wohlrabe 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß zahl- 
reiche Beförderungen von Angehörigen der 
ehemaligen Wehrmacht nach den damals gel- 
tenden Rechtsvorschriften deshalb rechtsun- 
wirksam waren, weil sie den Betroffenen von 
dem zuständigen Dienstvorgesetzten nicht per- 
sönlich ausgesprochen wurden, und daß solche 
Beförderungen im Gesetz zu Artikel 131 GG 
bisher nicht berücksichtigt werden? 

Hält es die Bundesregierung für gerechtfertigt, 
bei der Novellierung des Gesetzes zu Artikel 
131 GG oder anderer gesetzlicher Regelungen 
eine Änderung des bisherigen für den betrof- 
fenen Personenkreis nachteiligen Rechtszu- 
standes herbeizuführen? 

Genießen Namen oder Namensteile von Par- 
teien einen ebensolchen Rechtsschutz wie z. B. 
Firmennamen? 

V/ie oft haben sich Mitglieder der Bundes- 
regierung in dem Zeitraum 1. Januar 1967 bis 
31. Mai 1971 in Berlin aufgehalten? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Antwort 
nach Jahren und Ressorts aufzuschlüsseln? 


Gescbäftsbereicb des Bundesministers für 
Wirtschaft und Finanzen 


15. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, im Hinblick auf 
Engelsberger die Förderung von strukturschwachen Gebie- 
ten entsprechend dem Vorschlag des bayeri- 
schen Wirtschaftsministers von dem starren 
20 000-Einwohner-Einzugsbereich abzugehen 
und auch die Stadt Laufen im Südosten Bay- 
erns als Förderungsort anzuerkennen? 
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16. Abgeordneter 

Lenders 


17. Abgeordneter 

Lenders 


18. Abgeordneter 
Dasch 


19. Abgeordneter 

Krall 


20. Abgeordneter 

Röhner 


21. Abgeordneter 

Dr. Früh 


22. Abgeordneter 

Dr. Früh 


Hat die Bundesregierung von dem in der Zeit- 
schrift „Die Ortskrankenkasse'' Nummer 7/8 
vom 1./15. April 1971 angestellten Preisver- 
gleich für eine Reihe von Arzneimitteln in 
der Schweiz und in der Bundesrepublik 
Deutschland Kenntnis? 

Ist die Bundesregierung bereit, auf eine Besei- 
tigung der ausgeprägten Preisüberhöhungen in 
der Bundesrepublik Deutschland hinzuwirken, 
und das Bundeskartellamt anzuweisen, gegen 
die offensichtlichen Wettbewerbsbeschränkun- 
gen vorzugehen? 

Betrachtet die Bundesregierung die im Gutach- 
ten zur Neugestaltung des Familienlastenaus- 
gleichs angegebenen 140 DM als Bedarf pro 
Kind bei Familien mit niedrigen Einkommen 
bei der gegenwärtigen Tendenz zu überhöhten 
Preissteigerungen als noch sachlich richtig? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
auch heute noch — 26 Jahre nach Kriegs- 
ende — eine getrennte Benutzung von 
Schwimmbädern nach deutschen und britischen 
NATO- Angehörigen zweckmäßig ist, und was 
gedenkt die Bundesregierung zu tun, um den 
in Wilhelmshaven andauernden Zustand der 
Benachteiligung von 5 000 Marineangehörigen 
gegenüber 500 britischen Schulkindern umge- 
hend zu beseitigen? 

Welche Gründe rechtfertigen es, bei den ober- 
sten Bundesbehörden die Planstellen in der 
Besoldungsgruppe A 13 (gehobener Dienst) 
und A 12 im Verhältnis 3:1, die entsprechen- 
den Planstellen bei den obersten Bundesge- 
richten jedoch in einem wesentlich ungünsti- 
geren Verhältnis aufzuteilen? 

Teilt die Bundesregierung die Meinung der 
Verbraucherpolitischen Korrespondenz vom 
4. Mai 1971 (Nr. 18), daß die vom Deutschen 
Bauernverband geforderte und von der CDU/ 
CSU-Fraktion beantragte Erhöhung der Mehr- 
wertsteuer die Geldentwertung beschleunigt 
und deshalb unsozial gegenüber der Landwirt- 
schaft und den Verbrauchern sei? 

Ist die Bundesregierung bereit, der Verbrau- 
cherpolitischen Korrespondenz zu erklären, 
daß die in derselben Ausgabe angeprangerte, 
nicht an den Fiskus abzuführende 8,5^/oige 
Mehrwertsteuer für die Landwirtschaft des- 
wegen nicht einkommenswirksam wird, weil 
sie sich zum größten Teil aus dem Pauscha- 
lierungssatz und zum anderen Teil aus dem 
Ausgleichsanspruch auf Grund der für die 
Landwirtschaft einkommensmindernden Auf- 
wertung ergibt? 


\ 
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23. Abgeordneter Wann wird die Bundesregierung die Kredite 

Weigl zur Gründung und Festigung selbständiger 

Existenzen in bezug auf die Darlehenshöhe, 
den Zinssatz und die Laufzeit zur Behebung 
des Ärztemangels etc. im Bereich des Zonen- 
randgebietes mit Sondervergünstigungen aus- 
statten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


24, Abgeordneter 

Engholm 


25. Abgeordneter 

Dr. Evers 


26. Abgeordneter 

Dr. Evers 


27. Abgeordneter 

Niegel 


28. Abgeordneter 

Weigl 


29. Abgeordneter 

Dr. Slotta 


Hält die Bundesregierung die Ladenschlußbe- 
stimmungen für Tankstellen nach wie vor für 
zweckmäßig, oder gedenkt sie, im Interesse 
der Arbeitnehmer künftig eine Einschränkung 
der Öffnungszeiten vorzuschlagen? 

Trifft es zu, daß Empfänger von Versorgungs- 
bezügen nach dem Bundesversorgungsgesetz, 
die neben der Grundrente auch Ausgleichs- 
rente und Berufsschadensausgleich beziehen, 
dadurch an der Aufnahme einer Berufstätig- 
keit gehindert werden, daß etwaige Einnahmen 
aus einer derartigen Berufstätigkeit in voller 
Höhe vom Berufsschadensausgleich in Abzug 
gebracht werden und daß darüber hinaus auch 
die Ausgleichsrente einer Kürzung unterliegt? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
eine derartige Regelung verhindert wird, daß 
von den Empfängern derartiger Versorgungs- 
bezüge eine Berufstätigkeit aufgenommen 
wird, die zur Entlastung des Arbeitsmarkts 
beitragen könnte? 

Welche Ausschüsse des Verwaltungsrates oder 
des Vorstandes der Bundesanstalt für Arbeit 
bestanden noch bis 1970 mit welchen Aufgaben 
und Kosten? 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß in 
vielen Fällen das amtsärztliche Gutachten des 
Arbeitsamtes vom amtsärztlichen Gutachten 
des Rentenversicherungsträgers so stark ab- 
weicht, daß z. B. Herrn Hans Prell, 8481 Ro- 
thenstadt (Opf), Ringstr. 6, ein zweimaliger 
Rentenantrag abgelehnt wurde, obwohl das 
Arbeitsamt Weiden (Opf) am 22. April 1971 
die Gewährung von Arbeitslosengeld mit 
folgender Begründung ablehnte: „Nach dem 
amtsärztlichen Gutachten ist ihre Leistungs- 
fähigkeit so gemindert, daß Sie z. Z. nicht zu 
einer Arbeitsleistung imstande sind.''? 

Wie weit ist der Entwurf eines Gesetzes für 
Sicherheitsingenieure, Betriebsärzte und Si- 
cherheitsbeauftragte gediehen, bzw. wie weit 
ist der Stand bezüglich eines Betriebsarztge- 
setzes? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


30. Abgeordneter 

Storm 


31. Abgeordneter 

Storm 


32. Abgeordneter 

Bittelmann 


33. Abgeordneter 
Bittelmann 


34. Abgeordneter 

Ross 


35. Abgeordneter 
Ross 


Welche Erfahrungen hinsichtlich des Erfolgs 
der Ausbildung liegen der Bundesregierung 
vor über die Durchführung der Kurse für die 
Kurzausbildung zur Erlangung des Dienst- 
grades eines Leutnants der Reserve des Heeres 
(fünf Übungen über je vier Wochen innerhalb 
von drei Jahren) für ungediente Wehrpflich- 
tige? 

Kann die Bundesregierung mir mitteilen, wie 
hoch die Zahl der Teilnehmer und Bewerber 
an den oben genannten Kursen seit Bestehen 
dieser Möglichkeit in den drei Heerescorps 
gewesen ist, und wieviel Bewerbungen auf 
Teilnahme an diesen Kursen zur Zeit vor- 
liegen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Einhei- 
ten der Bundeswehr, der britischen, belgischen 
und holländischen Streitkräfte, die auf den 
Truppenübungsplätzen Bergen-Hohne/Falling- 
bostel und im Raum Lüneburger Heide Übun- 
gen abgehalten haben, die Rückführung dieser 
Verbände in die Heimatstandorte sehr häufig 
am Freitag nachmittag und Samstag vorneh- 
men und dadurch den Reiseverkehr erheblich 
behindern? 

Sieht die Bundesregierung die Möglichkeit, 
darauf einzuwirken, daß während der Haupt- 
reisezeit in den Sommermonaten die Truppen- 
verbände am Freitagnachmittag und Samstag 
die Autobahn in Kolonnen nicht benützen? 

Trifft es zu, daß — wie aus Presseveröffent- 
lichungen hervorgeht — die auf dem NATO- 
Flughafen Oldenburg in Oldenburg stationier- 
ten „FIAT-G-91 "-Staffeln durch den Flugzeug- 
typ „Phantom" ersetzt werden sollen? 

Inwieweit werden bei dieser Umrüstung die 
von der Bundesregierung geplanten Umwelt- 
schutzgesetze — hier in diesem Fall insbeson- 
dere der Schutz vor Lärmbelästigung — Be- 
rücksichtigung finden, da der Flughafen in un- 
mittelbarer Nähe des Stadtkerns liegt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


36. Abgeordneter 

Oii 


37. Abgeordneter 

Ott 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Ver- 
fügungsbeschränkung der Mittel des Bundes- 
jugendplans durch die Bundesregierung eine 
Reihe von im Interesse der internationalen 
Jugendbegegnung vorgesehenen Fahrten im 
Sommer dieses Jahres in Frage stellt? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Mittel für 
internationale Jugendbegegnungen über den 
Bundesjugendplan in der Größenordnung zu 


25 



Drucksadle VI/2344 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


belassen, daß die Auslandsfahrten deutscher 
Jugend planmäßig durchgeführt werden kön- 
nen, so z. B. die bereits fest vorbereitete Stu- 
dienfahrt der Katholischen Landjugendbewe- 
gung, Diözesanstelle Augsburg, mit 45 Jugend- 
lichen vom 24. Juli bis 2. August 1971 nach 
Ungarn? 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


38. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß Fahr- 
Meister .karten für Reisen ins Ausland an kleinen 

Bahnhöfen nicht erhältlich sind, und hält die 
Bundesregierung bei den immer häufiger wer- 
denden Auslandsreisen eine derartige Rege- 
lung noch für vertretbar? 


39. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


In welchem Zeitraum sieht die Bundesregie- 
rung Möglichkeiten, die erheblichen Belästi- 
gungen und möglichen gesundheitlichen Schä- 
den für die Bevölkerung, die sich durch die 
Bundesbahnlinien mit schienengleichen Bahn- 
übergängen in Gustavsburg, insbesondere 
durch den schienengleichen Bundesbahnüber- 
gang zwischen Ginsheim und Gustavsburg 
(L3040), der die Verbindung beider Ortsteile 
darstellt, ergeben, zu beseitigen? 


40. Abgeordneter Wie weit ist die Fernmeldeerschließung des 
Zebisch Zonenrandgebiets, insbesondere des bayeri- 

schen Zonenrandgebiets schon gediehen, und 
welche Investitionen sind für die nächsten 
Jahre geplant? 


41. Abgeordneter 
Zebisch 


Wieviel Anträge liegen derzeit vor, wieviel 
treffen monatlich ein und wieviel können je- 
weils bedient werden? 


42. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, die von der 
Baeuchle Deutschen Bundespost in Dieburg (Hessen) 

und in Berlin unterhaltenen Ingenieurakade- 
mien für den fernmeldetechnischen Dienst in 
den Fachhochschulbereich zu überführen, oder 
ist dies auf Grund der in diesen Ländern be- 
stehenden Fachhochschulgesetze bzw. der be- 
absichtigten Struktur dieser Akademien oder 
sonstigen fachlichen oder sachlichen Gründen 
und Gegebenheiten nicht vorgesehen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 


43. Abgeordneter 

Wagner 

(Günzburg) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß der Re- 
gierung von Schwaben Anträge auf Bewilli- 
gung von Darlehen für den sozialen Woh- 
nungsbau mit einem Volumen von 93 Millio- 
nen DM vorliegen, aber nur Haushaltsmittel 
in Höhe von 4 Millionen DM zur Verfügung 
stehen? 
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44. Abgeordneter 

Wagner 

(Günzburg) 


Ist die Bundesregierung bereit, zusätzliche 
Mittel zur Verfügung zu stellen, damit zumin- 
dest der größte Teil der beantragten Darlehen 
bewilligt werden kann? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


45. Abgeordnete 

Frau Dr. Walz 


46. Abgeordnete 

Frau Dr. Walz 


47. Abgeordneter 

Hansen 


48. Abgeordneter 

Biechele 


49. Abgeordneter 

Biechele 


Hat die Bundesregierung im Rahmen ihrer Mit- 
arbeit in der Bund-Länder-Kommission für Bil- 
dungsplanung Vorstellungen entwickelt, wie 
die als Maßnahmen der Hochschulplanung pro- 
jektierten Iniormations- und Planungseinrich- 
tungen der Hochschulen, wie sie im jüngsten 
Entwurf für einen Bildungsgesamtplan erwähnt 
werden, im einzelnen aussehen und welche 
konkreten Funktionen sie haben sollen? 

Wie ist die Zielvorstellung des Entwurfs für 
einen Bildungsgesamtplan vom 1. Mai 1971 zu 
verstehen, daß Forschung und Lehre „in ihrem 
Verhältnis zueinander neu geordnet werden 
müssen''? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß das 
Schulbuchinstitut in Braunschweig, welches 
laut schriftlicher Antwort des Parlamentari- 
schen Staatssekretärs Dr. von Dohnanyi in 
der Fragestunde vom 16. Oktober 1970 auf die 
Frage des Abgeordneten Wende an der Prü- 
fung der in der Bundesrepublik Deutschland 
verwendeten griechischen Schulbücher auf 
ihren verfassungswidrigen Charakter beteiligt 
werden sollte, mit dieser Arbeit noch nicht 
begonnen hat, weil dafür keine finanziellen 
Mittel zur Verfügung stehen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung das Ergeb- 
nis des im Auftrag der Arbeitsgemeinschaft 
der Länder zur Reinhaltung des Rheins (Arge/ 
Rhein) für den Strom zwischen Aaremündung 
und deutsch-niederländischer Grenze erarbei- 
teten „Wärmelastplans", daß die Kühlkapazi- 
tät des Rheins im Jahr 1975 voraussichtlich 
nahezu erschöpft sei? 

Mit welchen Möglichkeiten kann die Bundes- 
regierung dazu beitragen, daß die Erkenntnisse 
des Gutachtens bei den Planungen von Kern- 
kraftwerken berücksichtigt werden, um die 
Umwelt am bedeutendsten Strom Europas nicht 
noch mehr zu gefährden (vgl. Artikel über 
„Die Kühlkapazität des Rheins" im „Staatsan- 
zeiger für Baden-Württemberg" Nr. 45/46, S. 1, 
vom 9. Juni 1971)? 


Bonn, den 18. Juni 1971 
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